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liches Unterfangen, denn die Sowjets,
die das Land besetzt hielten, mach-
ten damals mit „Eindringlingen“ nicht
selten kurzen Prozess. Zusammen
mit seiner Frau rief er 1998 die Kinder-
hilfe Afghanistan ins Leben. Nach
eigenen Angaben entstanden 25 Schu-
len, an denen über 5000 Kinder un-
terrichtet werden, dazu Krankenhäu-
ser. Ein Engagement, das ihm das
Bundesverdienstkreuz einbrachte.
● Spenden Spendenkonto:
Kinderhilfe Afghanistan; Liga Bank Re-
gensburg; BLZ: 750 903 00; Konto-
nummer: 132 5000 (ska)

● Die Kinderhilfe Afghanistan ist
eine Privatinitiative der Familie
Erös. Reinhard Erös, seine Frau Anette
und die fünf erwachsenen Kinder
stehen hinter der Organisation, die in
Afghanistan rund 2000 Mitarbeitern
ein regelmäßiges Gehalt zahlt.
● Reinhard Erös diente Ende der
60-er Jahre als Elitesoldat, später,
bis 2002, als Oberarzt. Der heute
63-Jährige nahm 1986 bis 1992
eine erste Auszeit von der Bundeswehr.
In dieser Zeit half er als Arzt im Os-
ten des Landes ein medizinisches Hilfs-
netz aufzubauen. Ein lebensgefähr-

Ein „Familienunternehmen“

De Maizière überraschend in Afghanistan
Truppenbesuch Minister wirbt bei den Soldaten für seine Reformpläne

Masar-i-Scharif/Berlin Zwei Wo-
chen nach einer beispiellosen An-
schlagsserie gegen die Bundeswehr
hat Verteidigungsminister Thomas
de Maizière den Soldaten in Afgha-
nistan mit einem Überraschungsbe-
such den Rücken gestärkt. Im
Hauptquartier in Masar-i-Scharif
und in Kundus ließ er sich über die
Operationsplanung unterrichten
und warb bei den Soldaten für seine
Reformpläne. Er wolle sich ein „un-
geschminktes Bild“ der Lage ma-
chen, sagte der CDU-Politiker nach
Ministeriumsangaben.

Es war der zweite Truppenbe-
such de Maizières seit seinem Amts-
antritt Anfang März. In Kundus
sprach er auch mit Spezialkräften
der Task-Force 47, die für die Auf-
klärung und Terrorbekämpfung
eingesetzt werden. Die Bundeswehr
hatte Ende Mai und Anfang Juni
drei Anschläge innerhalb von neun
Tagen zu verkraften. Dabei wurden

vier Bundeswehrsoldaten getötet
und zwölf verletzt, darunter der
Kommandeur der Bundeswehr in
Afghanistan, Generalmajor Markus
Kneip. De Maizière hatte bei der
Trauerfeier einen Strategiewechsel
ausgeschlossen. „Terroristen dürfen
nie das letzte Wort haben“, sagte er.

Vor seinem Abflug nach Afgha-
nistan besuchte de Maizière die ver-
wundeten Soldaten im Bundeswehr-
krankenhaus in Koblenz. In Masar-
i-Scharif gedachte er zunächst am
Ehrenhain des Feldlagers der Gefal-
lenen. 34 Bundeswehrsoldaten sind
in den vergangenen zehn Jahren bei

Gefechten oder Anschlägen in Af-
ghanistan getötet worden.

De Maizière hatte die Soldaten in
Afghanistan erstmals Ende März be-
sucht. Er hatte sich damals vorge-
nommen, etwa alle drei Monate an
den Hindukusch zurückzukehren.
Im Gegensatz zu seiner ersten Visite
verzichtete er diesmal auf eine Me-
dienbegleitung. „Ich bin heute hier-
hergekommen, ohne Begleitung,
ohne Presse, um ein ungeschmink-
tes Bild von der Lage zu erhalten“,
sagte der Minister.

De Maizières Vorgänger Karl-
Theodor zu Guttenberg war von der
Opposition vorgeworfen worden,
seine Afghanistan-Besuche medien-
wirksam zu inszenieren. Im vergan-
genen Dezember sorgte der CSU-
Politiker für einen Sturm der Ent-
rüstung, als er mit seiner Frau Ste-
phanie und einem Team des Star-
moderators Johannes B. Kerner
nach Afghanistan reiste. (dpa)

Saleh kehrt
wohl nicht

zurück
Jemens Präsident
vor Amtsverzicht

Riad Der bei einer Explosion ver-
letzte jemenitische Staatschef Ali
Abdallah Saleh wird nach saudi-ara-
bischen Angaben nicht in seine Hei-
mat zurückkehren. Dies sagte ein
saudi-arabischer Regierungsvertre-
ter, der anonym bleiben wollte, in
Riad, wo Saleh derzeit medizinisch
behandelt wird. Über den Gesund-
heitszustand Salehs gibt es wider-
sprüchliche Angaben.

Der saudi-arabische Regierungs-
vertreter machte keine Angaben
dazu, ob es sich bei dem Verzicht auf
eine Rückkehr nach Sanaa um Sa-
lehs eigene Entscheidung oder die
des Königreichs handelte. Es sei
noch nicht entschieden, wo Saleh
sich in Zukunft aufhalten werde,
sagte der Beamte und deutete damit
an, dass der jemenitische Präsident
von Saudi-Arabien in ein weiteres
Land weiterreisen könnte.

Er hatte bei einem Anschlag
schwere Verbrennungen erlitten
Gegen Saleh gibt es im Jemen seit
Monaten landesweite Proteste, bei
denen der Rücktritt des seit 33 Jah-
ren regierenden Präsidenten gefor-
dert wird. Am 4. Juni war er zur me-
dizinischen Behandlung nach Saudi-
Arabien geflogen worden, nachdem
er am Tag zuvor bei einem Angriff
auf den Präsidentenpalast in Jemens
Hauptstadt Sanaa verletzt worden
war und vor allem Verbrennungen
erlitten hatte. Bei dem Anschlag auf
die Moschee im Präsidentenpalast
während des Freitagsgebets waren
elf Wachleute Salehs getötet und 124
Menschen verletzt worden, darun-
ter eine Vielzahl von Würdenträ-
gern wie Ministerpräsident Ali Mo-
hammed Mudschawar und Parla-
mentspräsident Abdelasis Ab-
delghani. Beide werden ebenfalls in
Saudi-Arabien behandelt.

Die Regierung in Sanaa hatte bis-
her stets erklärt, der Staatschef wer-
de nach der Behandlung im Ausland
in den Jemen zurückkehren, um die
Amtsgeschäfte wieder aufzuneh-
men. Der 69-jährige Präsident wur-
de jedoch seit dem Anschlag nicht
mehr in der Öffentlichkeit gesehen,
zudem gibt es widersprüchliche An-
gaben über seinen Gesundheitszu-
stand. Am Mittwoch hatte Jemens
Vize-Informationsminister Abdo el
Dschanadi erklärt, Salehs Zustand
verbessere sich stetig. (afp)

Riad zieht
die Fäden

Noch ist es keine Tatsache, dass
der jemenitische Präsident Sa-

leh nicht mehr in seine Heimat zu-
rückkehren wird, sondern nur ein
Gerücht. Aber viele Anzeichen
sprechen dafür, dass er beim An-
griff auf die Moschee seines Palastes
in Sanaa schwerer verletzt worden
ist, als dies von Regierungsvertre-
tern bisher bestätigt wurde. Der
angeschlagene Herrscher sollte da-
her sich und seinem Land den Ge-
fallen tun, nach mehr als 30 Jahren
an der Spitze des Staates endlich
abzudanken.

Ob sich die Lage im Jemen damit
beruhigen würde, steht indes auf
einem anderen Blatt. Denn in dem
arabischen Staat verläuft die Front
nicht nur zwischen Regierung und
Opposition, sondern auch zwi-
schen verschiedenen Stämmen. Es
ist gut möglich, dass Salehs An-
hänger auf Rache brennen.

Wahrscheinlich ist indes, dass
Saudi-Arabien alles tun wird, da-
mit in seinem Hinterhof endlich
wieder Ruhe einkehrt. Daher liegt
die Entscheidung über eine Rück-
kehr Salehs nach Sanaa längst nicht
mehr ausschließlich in seinen eige-
nen Händen. Jetzt zieht Riad die
Fäden.
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LIBYEN-KONFLIKT I

Rebellen bestreiten
Verhandlungen mit Gaddafi
Zwischen den Konfliktparteien in
Libyen gibt es Verhandlungen.
Stattgefunden haben sie in Berlin,
Paris und anderen europäischen
Städten. Das behauptet zumindest
der russische Sonderbeauftragte
für Libyen, Michail Margelow. Eine
Bestätigung für Margelows Aussa-
gen gibt es bisher weder aus Berlin
noch aus Paris. Der libysche Über-
gangsrat bestritt unterdessen gegen-
über italienischen Medien, dass es
Gespräche mit Vertretern des Gad-
dafi-Regimes gegeben habe. „Es
gibt keine Verhandlungen“, sagte
der Chef des Übergangsrates,
Mahmud Dschibril, am Freitag in
Neapel. (dpa)

LIBYEN-KONFLIKT II

Rom schließt Abkommen
mit libyschen Rebellen
Italien und der Übergangsrat der li-
byschen Rebellen haben ein Ab-
kommen zur Regelung der Flücht-
lingsströme aus Libyen unter-
zeichnet. Die Vereinbarung wurde
von Außenminister Franco Fratti-
ni und dem Chef der Rebellen,
Mahmud Dschibril, am Freitag in
Neapel beschlossen. Darin sichern
sich Rom und Bengasi „gegenseiti-
ge Unterstützung und Zusammen-
arbeit im Kampf gegen die illegale
Einwanderung“ zu. In Zukunft solle
auch die „Abschiebung illegaler
Immigranten“ in das Kriegsgebiet
wieder möglich sein, hieß es. Re-
gierungschef Berlusconi hatte 2008
mit Gaddafi einen Freundschafts-
vertrag geschlossen. (dpa)

HOMOSEXUALITÄT

UN-Rat fordert Ende
der Diskriminierung
Der UN-Menschenrechtsrat hat
eine Resolution verabschiedet, die
Rechte von Homosexuellen welt-
weit stärkt. Jeder Mensch müsse
von allen Rechten und Freiheiten
profitieren dürfen, heißt es darin.
Zugleich wird eine Untersuchung zu
diskriminierenden Gesetzen und
zur Gewalt gegen Menschen auf-
grund ihrer sexuellen Orientie-
rung gefordert. Widerstand gegen
den Beschluss kam vor allem von
afrikanischen und arabischen Staa-
ten. Organisationen, die für die
Rechte Homosexueller kämpfen,
werteten die Resolution dagegen
als „historisch“. (afp)

MILITÄRAKTION

Südkorea stellt Raketen an
der Grenze zum Norden auf
Der Konflikt zwischen Nord- und
Südkorea verschärft sich. Das süd-
koreanische Militär hat nach Berich-
ten staatlicher Medien Präzisions-
raketen in Grenznähe stationiert, die
die nordkoreanische Hauptstadt
Pjöngjang erreichen können. Die
Raketen sollen in der demilitari-
sierten Zone in Stellung gebracht
worden sein. Das Verteidigungs-
ministerium bestätigte die Meldun-
gen nicht. Mit der Maßnahme rea-
gierten die südkoreanischen Streit-
kräfte den Berichten zufolge unter
anderem auf den Beschuss einer zu
Südkorea gehörenden Insel durch
Nordkoreas Küstenartillerie im No-
vember. Vier Menschen waren da-
bei ums Leben gekommen. (dpa)

PROTEST AM STEUER

Saudische Frauen kämpfen
gegen Autofahrverbot
Mehrere Aktivistinnen haben sich
am Freitag in Saudi-Arabien hin-
ter das Steuer gesetzt, um gegen das
Autofahrverbot für Frauen zu pro-
testieren. Übers Internet hatten Ini-
tiativen den 17. Juni zum Aktions-
tag ausgerufen. In Internet-Foren
berichten Teilnehmer von ihren
Erfahrungen. „Wir sind gerade vom
Supermarkt zurück. Meine Frau
beschloss, mit der Fahrt zu dem La-
den und wieder zurück ihren Tag
zu beginnen“, schrieb der Journalist
Taufik Alsaif auf Twitter. Mit die-
sen Aktionen riskieren die Frauen
viel: Eine alleinerziehende Mutter
hatte im Mai mehrere Tage im Ge-
fängnis verbracht, nachdem sie mit
dem Auto gefahren war. (dpa, afp)

Verteidigungsminister Thomas de Maizière besuchte Soldaten in Afghanistan. Briga-
degeneral Dirk Backen (rechts) führte ihn durch ein Lager. Foto: Bundeswehr

Kinder, ungebildete 7,8. Und sie
sorgen wiederum dafür, dass ihre
Kinder in die Schule gehen.“ Afgha-
nistan brauche, so Erös, dringend
Menschen, die in der Lage sind, die
Zukunft zu gestalten, wenn die Isaf-
Truppen das Land verlassen haben
– und er macht keinen Hehl daraus,
dass er den Abzug für überfällig, die
Mission für gescheitert hält.

Erös hatte das Glück, dass es ihm
gelang, den jungen Gouverneur
Aqbal Azizi für seine Idee zu begeis-
tern. Der eloquente 38-Jährige, seit
Oktober 2010 im Amt, gilt längst als
politischer Hoffnungsträger – und
zwar am Hindukusch und in der
westlichen Welt. Dennoch gab es ei-
nen Moment, in dem das Vorhaben
zur Disposition stand. „Azizi erklär-
te mir, dass die US-Truppen, die in
Laghman stationiert sind, einbezo-
gen werden müssten. Das konnte
ich nicht akzeptieren, denn es ver-
stößt gegen meine Überzeugung,
dass Hilfsprojekte nur dann funktio-
nieren, wenn sie von Einheimischen
betrieben werden und strikte Dis-
tanz zu Militärs gehalten wird.“
Doch es wurde ein Kompromiss ge-
funden: Die Amerikaner finanzieren
den Bau der Zufahrtsstraße.

Eine Frage hört Erös immer wie-
der: Wie schafft er es, dass die Tali-
ban, die auch in Laghman verbissen
gegen die US-Truppen kämpfen,
seine Bildungsoffensive dulden?
„Ohne Kontakte und Absprachen
geht gar nichts. Ich bin kein Freund
der Taliban, aber ich weiß, dass ich
deren gemäßigte Vertreter einbin-
den muss, um nachhaltig Erfolg zu
haben.“ So wird wohl ein Taliban
das Gebet bei der Einweihung der
Universität sprechen. „Das war bei
unseren Schulen und Krankensta-
tionen auch so“, sagt Erös gelassen.

VON SIMON KAMINSKI

Regensburg Als sie zum ersten Mal
von der Idee hören, lachen sie.
Reinhard Erös hatte die Leiterinnen
seiner Schulen zusammengetrom-
melt, um ihnen zu eröffnen, dass er
eine „bayerisch-afghanische“ Uni-
versität in Methalarm, die Haupt-
stadt der Provinz Laghman, bauen
wolle. Na gut, dass der 63-Jährige in
der Lage ist, seine Pläne durchzu-
setzen, hat sich herumgesprochen.
Doch dass als erste Fakultät ausge-
rechnet „Journalismus für Frauen“
entstehen soll, sorgt dann doch für
ungläubiges Staunen in der Runde.
Bildung für Frauen – ein heißes Ei-
sen in der tief konservativen Region
Laghman, nordöstlich von Kabul.

Doch Erös lässt sich nicht beir-
ren. 1. Mai 2010: auf der einen Seite
Fernsehteams und eine Schar von
Pressefotografen, auf der anderen
die Stammesältesten und weitere lo-
kale Würdenträger. In der Mitte, in
Paschtunen-Tracht, blinzelt Rein-
hard Erös in die Sonne, hinter ihm
ein Schild „Kinderhilfe Afghanistan
baut die Universitaet Laghman“.
Der Grundstein wird gelegt.

Für fünf Millionen Euro sollen
Schritt für Schritt neben „Journalis-

mus für Frauen“ die Fakultäten
„Umwelttechnologie“, „Rechts-
und Staatswissenschaft“ sowie
„Agrarwissenschaft“ für rund 400
Studenten entstehen. Als Gastrefe-
renten hofft Erös auch Professoren
aus bayerischen Unis zu gewinnen.

Woher aber kommt das Geld?
„Wir bauen generell ohne staatliche
Unterstützung, das Projekt wird aus
Spenden finanziert“, versichert
Erös. Im September 2012 sollen die
ersten jungen Afghaninnen ihr Stu-
dium der Journalistik beginnen.

Am Anfang dieser Geschichte
stand eine Frage. „Was machen die
Schüler, wenn sie unsere Schulen
verlassen haben?“ Nur rund zehn
Prozent der Absolventen können
nach Schätzung der Kinderhilfe ei-
nen der meist sehr teuren Studien-
plätze in der Hauptstadt Kabul er-
gattern. Die Nachfrage ist jedoch
weit größer. Der frühere Bundes-
wehrarzt Erös, der seit Jahren mit
seiner Frau zwischen Afghanistan
und Mintraching bei Regensburg
pendelt, ist davon überzeugt, dass
nur Bildung langfristig die Situation
in dem vom Krieg gezeichneten
Land verbessern kann.

Eines der Hauptprobleme ist das
so rekordverdächtige wie fatale Be-
völkerungswachstum. Und so sieht
er die Frauen in einer Schlüsselrolle:
„Gebildete Frauen bekommen nach
einer Studie der UNO im Schnitt 2,8

Eine weiß-blaue Uni am Hindukusch
Projekt Reinhard Erös hat mit seiner Hilfsorganisation bereits Schulen, Kranken- und

Waisenhäuser gebaut. Jetzt entsteht eine „bayerisch-afghanische“ Universität im Osten des Landes

Methalarm wird Universitätsstadt: Am 1. Mai wurde der Grundstein für das von Reinhard Erös (im Bild links neben der Tafel)
initiierte Projekt im Nordosten Afghanistans gelegt. Foto: privat

„Gebildete Frauen
bekommen im Schnitt 2,8
Kinder, ungebildete 7,8.“

Reinhard Erös

suess
Text-Box
Augsburger AZ, 18.06.2011


